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Vierter Abschnitt 
Straftaten gegen Verfassungsorgane 

sowie bei Wahlen und Abstimmungen

§ 105
(1) Wer
1. ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 

Landes oder einen seiner Ausschüsse,
2. die Bundesversammlung oder einen ihrer Aus­

schüsse oder
3. die Regierung oder das Verfassungsgericht des 

Bundes oder eines Landes
rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit 
Gewalt nötigt, ihre Befugnisse nicht oder in einem 
bestimmten Sinne auszuüben, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft.

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei­
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.

§ 106

(1) Wer
1. den Bundespräsidenten oder
2. ein Mitglied

a) eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder 
eines Landes,

b) der Bundesversammlung oder
c) der Regierung oder des Verfassungsgerichts 

des Bundes oder eines Landes
rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit 
einem empfindlichen Übel nötigt, seine Befugnisse 
nicht oder in einem bestimmten Sinne auszuüben, 
wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Frei­

heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.

§ 106 a

(1) Wer innerhalb des befriedeten Bannkreises um 
das Gebäude eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder eines Landes sowie des Bundesverfassungsgerichts 
an öffentlichen Versammlungen unter freiem Him­
mel oder Aufzügen teilnimmt und dadurch vorsätz­
lich Vorschriften verletzt, die über den Bannkreis 
erlassen worden sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Wer zu Versammlungen oder Aufzügen auf­
fordert, die unter Verletzung der in Absatz 1 ge­
nannten Vorschriften innerhalb eines befriedeten 
Bannkreises stattfinden sollen, wird mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft.

§96 
Hochverrat 

(1) Wer es unternimmt,

2. .. . (bei § 81 StGB West)
3. ... )

4. mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt die 
verfassungsmäßige Tätigkeit der führenden Repräsen­
tanten der Deutschen Demokratischen Republik un­
möglich zu machen oder zu behindern,

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren oder 
mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe bestraft.

(2) In besonders schweren Fällen kann auf Todes­
strafe erkannt werden.
vgl. § 110 (bei § 81 StGB West)


